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2. Abschnitt 

Finanzen 

Artikel 30

Zölle und besondere Verbrauchsteuern

(1) Die Deutsche Demokratische Republik übernimmt schritt­
weise im Einklang mit dem Grundsatz in Artikel 11 Absatz 3 das 
Zollrecht der Europäischen Gemeinschaften einschließlich des 
Gemeinsamen Zolltarifs sowie die besonderen Verbrauchsteu­
ern nach Maßgabe der Anlage IV.

(2) Die Vertragsparteien sind sich einig, daß ihr Zollgebiet den 
Geltungsbereich dieses Vertrags umfaßt.

(3) Der Grenzausgleich zwischen den Erhebungsgebieten für 
Verbrauchsteuern beider Vertragsparteien, ausgenommen für 
Tabak, entfällt. Die Steuerhoheit bleibt unberührt. Der Aus­
gleich der Aufkommensverlagerungen wird durch besondere 
Vereinbarungen geregelt.

(4) Zwischen den Erhebungsgebieten wird der Versand un­
versteuerter verbrauchsteuerpflichtiger Waren nach Maßgabe 
der Bestimmungen zugelassen, die den Verkehr mit unversteu­
erten Waren innerhalb eines Erhebungsgebiets regeln.

(5) Die Steuerentlastung für auszuführende Waren wird erst 
beim Nachweis der Ausfuhr in andere Gebiete als die der beiden 
Erhebungsgebiete gewährt.

Artikel 31

Besitz- und Verkehrsteuern

(1) Die Deutsche Demokratische Republik regelt die Besitz- 
und Verkehrsteuern nach Maßgabe der Anlage IV.

(2) Für Zwecke der Umsatzsteuer besteht zwischen den Ver­
tragsparteien keine Steuergrenze; ein umsatzsteuerlicher 
Grenzausgleich erfolgt nicht. Die Steuerhoheit bleibt unberührt. 
Das Recht zum Vorsteuerabzug erstreckt sich auch auf die Steu­
er für Umsätze, die bei der anderen Vertragspartei der Umsatz­
steuer unterliegen. Der Ausgleich der sich hieraus ergebenden 
Aufkommensminderung wird durch besondere Vereinbarung 
geregelt.

(3) Bei unbeschränkter Vermögensteuerpflicht im Gebiet 
einer Vertragspartei steht dieser Vertragspartei das ausschließ­
liche Besteuerungsrecht zu; bei unbeschränkter Steuerpflicht 
im Gebiet beider Vertragsparteien gilt dies für die Vertragspar­
tei, zu der der Steuerpflichtige die engeren persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinter­
essen) oder in deren Gebiet er als nichtnatürliche Person die tat­
sächliche Geschäftsleitung hat. Auf das Gebiet der anderen Ver­
tragspartei entfallendes Vermögen ist nach den dort für Inlands­
vermögen geltenden Vorschriften zu bewerten.

(4) Bei unbeschränkter Erbschaftsteuer- oder Schenkung­
steuerpflicht im Gebiet einer Vertragspartei steht dieser Ver­
tragspartei für Erwerbe, für die die Steuer nach dem 31. De­
zember 1990 entsteht, das ausschließliche Besteuerungsrecht 
zu; bei unbeschränkter Steuerpflicht im Gebiet beider Ver­
tragsparteien gilt dies für die Vertragspartei, zu der der Erb­
lasser oder Schenker im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer­
schuld die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Bezie­
hungen hatte (Mittelpunkt der Lebensinteressen) oder in de­
ren Gebiet er als nichtnatürliche Person die tatsächliche Ge­
schäftsleitung hatte. Für die Bewertung gilt Absatz 3 Satz 2 
entsprechend.

(5) Für Erwerbe von Todes wegen; für die die Steuer nach 
dem 30. Juni 1990 und vor dem 1. Januar 1991 entsteht, gilt Ab­
satz 4 entsprechend. Erwerbe von Todes wegen von Bürgern 
der Vertragsparteien, die nach dem 8. November 1989 im Ge­
biet der anderen Vertragspartei einen Wohnsitz begründet 
oder dort erstmals ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten und 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt dort noch im Zeit­
punkt des Todes hatten, dürfen dort zü keiner höheren Erb­

schaftsteuer herangezogen werden, als sie sich bei unbe­
schränkter Steuerpflicht im Gebiet der erstgenannten Ver­
tragspartei ergäbe.

(6) Mitteilungs- und Anzeigepflichten, die sich aus dem Erb­
schaftsteuer- und Schenkungsteuerrecht der Vertragsparteien 

_ ergeben, gelten auch gegenüber den Finanzbehörden der jewei­
ligen anderen Vertragspartei.

Artikel 32 

Informationsaustausch

(1) Die Vertragsparteien tauschen die Informationen aus, die 
2ur Durchführung ihres Abgaben- und Monopolrechts erforder­
lich sind. Zuständig für den Informationsaustausch sind die Fi­
nanzminister der Vertragsparteien und die von ihnen ermäch­
tigten Behörden. Alle Informationen, die eine Vertragspartei er­
halten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die aufgrund ihres 
innerstaatlichen Rechts beschafften Informationen und dürfen 
nur den Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte 
und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die 
mit der Festsetzung oder Erhebung, der Vollstreckung oder 
Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln 
hinsichtlich der unter diesen Abschnitt fallenden Abgaben und 
Monopole befaßt sind. Diese Personen öder Behörden dürfen die 
Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die 
Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in 
einer Gerichtsentscheidung offenlegen.

(2) Absatz 1 verpflichtet eine Vertragspartei nicht,

- Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von der Geset­
zen und der Verwaltungspraxis dieser oder der anderen Ver­
tragspartei abweichen,

- Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im übli­
chen Verwaltungsverfahren dieser oder der anderen Ver­
tragspartei nicht beschafft werden können,

- Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewer­
be- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preis­
geben würden oder deren Erteilung der öffentlichen Ordnung 
widerspräche.

Artikel 33 

Konsultationsverfahren

(1) Die Vertragsparteien werden sich bemühen, bei den Be­
sitz- und Verkehrsteuern eine Doppelbesteuerung durch Ver­
ständigung über eine sachgerechte Abgrenzung der Besteue­
rungsgrundlagen zu vermeiden. Sie werden sich weiter bemü­
hen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die sich bei der Auslegung 
oder Anwendung ihres Rechts der unter diesen Abschnitt fallen­
den Abgaben und Monopole im Verhältnis zueinander ergeben, 
im gegenseitigen Einvernehmen zu beseitigen.

(2) Zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne des vorste­
henden Absatzes können der Minister der Finanzen der Deut­
schen Demokratischen Republik und der Bundesminister der Fi­
nanzen der Bundesrepublik Deutschland unmittelbar miteinan­
der verkehren.

Artikel 34 

Aufbau der Finanzverwaltung

(1) Die Deutsche Demokratische Republik schafft die 
Rechtsgrundlagen für eine dreistufige Finanzverwaltung ent­
sprechend dem Gesetz über die Finanzverwaltung der Bundes­
republik Deutschland mit den sich aus diesem Vertrag erge­
benden Abweichungen und richtet die Verwaltungen entspre­
chend ein.

(2) Bis zur Errichtung der Währungs-, Wirtschafts- und So­
zialunion werden vorrangig funktionsfähige Steuer- und Zoll­
verwaltungen aufgebaut.-


